
Ukraine-Krise
Auf ihrem Gipfel in Wales sucht die Nato einen neuen Kurs

Die Aufmerksamkeit der Nato gilt vermehrt Osteuropa: Fallschirmspringer während eines Manövers im Baltikum. 

Zurück
in die
Zukunft
Nato Der Gipfel in Wales bekommt aufgrund
des russischen Vorgehens gegen die Ukraine
eine neue Bedeutung. Die westliche Allianz
will die Weichen für die Zukunft stellen. Die
Ukraine-Krise wird den Gipfel dominieren.
Kollektive Verteidigung wird für die Nato wie-
der wichtiger.

ie russische An-
nexion der Krim
verlieh der west-
lichen Allianz
über Nacht eine
neue Daseinsbe-
rechtigung. Seit
Monaten hatte

sich die Nato auf den Gipfel in Newport
(Wales) vorbereitet, doch es mangelte
ihr an einem überzeugenden Motto für
die Zukunft.

Seit 2003 hatte der Krieg am Hindu-
kusch das Bündnis geprägt. Mit dem ge-
planten Abzug der letzten Kampfver-
bände bis Ende 2014 sollte es auf dem
Nato-Gipfel darum gehen, die Allianz
auf die Zeit nach ihrem elfjährigen Ein-
satz in Afghanistan vorzubereiten. Im
letzten Herbst entschieden die Planer,
dabei die Erfolgsgeschichte der Nato-
Partnerschaften ins Zentrum zu stellen.

Tatsächlich ist die Nato keine exklusi-
ve Allianz mit 28 Mitgliedern, sondern
umfasst darüber hinaus ein Netzwerk
mit 41 Partnerstaaten, darunter Öster-
reich, Finnland, Schweden und die
Schweiz sowie Australien, Japan und
Südkorea. Diese «globale Nato» wurde
durch den nun abtretenden dänischen
Generalsekretär Anders Fogh Rasmus-
sen stark gefördert: Schweden leistete
zum Beispiel in den Militäroperationen
der Nato in Libyen oder Afghanistan
substanziellere Einsätze als so manches
der 28 Mitglieder.

Europa statt Afghanistan
Doch der Gipfel in Wales wird kein

Partnerschafts-Gipfel werden. Der russi-
sche Präsident Wladimir Putin hat die
Nato an ihre ursprüngliche Kernaufga-
be zurückerinnert – den Schutz ihrer
Mitglieder vor einem militärischen An-
griff. Die Ukraine-Krise kam zwar für
den Westen als strategische Überra-
schung, doch die Rückbesinnung der
Nato auf kollektive regionale Verteidi-
gung statt globalen Krisenmanagements
zeichnete sich bereits länger ab.

Strategische Differenzen über die
künftige Ausrichtung der Nato hatten
das Bündnis seit 2003 im Zuge der Krie-
ge im Irak und in Afghanistan belastet.
Insbesondere die Osteuropäer forder-

ten immer wieder, die Allianz dürfe die
Verteidigung des Bündnisgebietes nicht
vernachlässigen. Nach dem Georgien-
Krieg von 2008 reagierte die Nato be-
reits auf entsprechende Forderungen
der baltischen Staaten. In der Folge
wurde der Notfallplan der Nato für Po-
len («Eagle Guardian») auf die balti-
schen Staaten erweitert.

Auf dem Gipfel in Lissabon 2010 wur-
den im strategischen Konzept der Alli-
anz drei Hauptaufgaben definiert: ers-
tens kollektive Verteidigung; zweitens
globales Krisenmanagement und drit-
tens kooperative Sicherheit durch Part-

nerschaften. Der letzte Nato-Gipfel in
Chicago vom Mai 2012 bestätigte diesen
Trend weg von einem globalen Weltpo-
lizisten zurück zu einem regionalen
Verteidigungsbündnis. Die Rückbesin-
nung auf Artikel 5 des Nato-Vertrags ist
damit zwar das neue Leitmotiv des Gip-
fels von Wales, bestätigt aber die be-
reits seit Jahren vorangetriebene Refo-
kussierung auf Europa und kollektive
Verteidigung.

Das Bündnis wird klare Signale an Pu-
tin senden: Ein russischer Militärangriff
gegen ein Nato-Mitglied würde den
Bündnisfall auslösen. Zwar gibt es in-
nerhalb der 28 Nato-Mitglieder unter-
schiedliche Haltungen zur Frage, wie
die Allianz auf die russische Herausfor-
derung reagieren soll. Doch insgesamt
ist es der Allianz in den letzten Monaten
erstaunlich gut gelungen, mit einer
Stimme zu sprechen – dies im Unter-
schied zum Irak- oder Libyen-Krieg und
womöglich zur Überraschung Putins.
Am Gipfel könnte Russland offiziell als
Bedrohung für die euroatlantische Si-
cherheit eingestuft werden.

Unter den Nato-Mitgliedern herrscht
Einigkeit, dass die Ostflanke der Allianz
rasch verstärkt werden muss, um Putin
glaubwürdig vor Übergriffen wie in der
Ukraine abzuschrecken. Die Nato wird ih-

re militärischen Planungen und Manöver
an die neue Bedrohungslage anpassen
und eine sichtbare Präsenz in Osteuropa
aufbauen – mit neuen Stützpunkten und
schnellen Eingreiftruppen. Ein 20-seitiger
«Readiness Action Plan» enthält Massnah-
men zur Erhöhung der Einsatzbereit-
schaft der Nato. Es wird aber wohl keinen
Entschluss zu substanziellen permanen-
ten Truppenstationierungen in Osteuro-
pa geben, wie Polen und die baltischen
Staaten es sich wünschen. Auf Rotations-
basis könnten aber vereinzelte Kampf-
truppen in den baltischen Staaten sowie
in Polen und Rumänien stationiert wer-
den. Eine zu starke Fokussierung auf kol-
lektive Selbstverteidigung würde der
Welt von heute allerdings nicht gerecht
werden. Die Nato muss sich auf weitere
Krisenmanagement-Einsätze ausserhalb
des Bündnisgebietes einstellen. Die globa-
le Verantwortung der Nato für ein stabi-
les, liberales, internationales System en-
det nicht mit der Afghanistan-Mission.

Der jüngste Vormarsch der Dschi-
hadisten im Irak zeigt: Auch nach 2014
können externe Krisenherde die Sicher-
heit der Mitgliedstaaten gefährden. Des-
halb hat die Nato weiterhin eine Dop-
pelaufgabe zu bewältigen: Während die
Verteidigung des Bündnisgebiets durch
die Ukraine-Krise an Relevanz gewon-
nen hat, gilt es die Fähigkeit zum globa-
len Krisenmanagement auch nach dem
Ende von ISAF zu bewahren.

Es hapert bei der Koordination
Problematisch erscheint, dass die fi-

nanziellen Ressourcen zur Erfüllung
dieser anspruchsvollen Doppelaufgabe
seit Jahren zurückgehen. Die USA wer-
den in Wales ihre europäischen Partner
erneut dazu auffordern, den Nato-Stan-
dard von 2 Prozent des Bruttoinland-
produkts für Verteidigungsausgaben
auszugeben und mindestens 20 Prozent
davon für Investitionen zu reservieren.

Das Problem liegt dabei weniger am
Geld. Auch wenn westeuropäische Mili-
tärbudgets im Zuge der Wirtschaftskrise
um rund 20 Prozent, osteuropäische gar
bis zu 40 Prozent reduziert wurden und
heute neben den USA nur noch Grossbri-
tannien, Griechenland und Estland die 2-
Prozent-Marke erreichen. Die Nato gibt
immer noch rund zehnmal so viel Geld
für Verteidigung aus wie Russland. Auch

die europäischen Staaten ohne die USA
investieren zusammen rund dreimal
mehr für Verteidigung als Russland. Aber
die 28 Nato-Staaten koordinieren ihre na-
tionalen Verteidigungsanstrengungen zu
wenig, sodass die Mittel ineffizient und
redundant versickern.

Die Differenzen liegen tiefer
Die USA tragen zudem mit 73 Prozent

den Löwenanteil des Nato-Budgets. Die
USA hoffen, die Ukraine-Krise werde
zum Weckruf für verstärkte Rüstungsan-
strengungen der Europäer. Längerfristig
würden die USA Europa gerne die si-
cherheitspolitische Verantwortung für
ihren Kontinent sowie für die europäi-
sche Nachbarschaft übergeben und sich
dafür stärker im asiatisch-pazifischen
Raum engagieren. Es ist aber unwahr-
scheinlich, dass Länder wie Deutsch-
land, Frankreich oder Italien den politi-
schen Willen aufbringen, ihre Verteidi-
gungsbudgets substanziell zu erhöhen.
Spätestens dann wird klar werden, dass
die Ukraine-Krise nicht alle tiefer liegen-
den Differenzen innerhalb des Bündnis-
ses über Nacht bereinigt hat.

Putins militärisches Vorgehen in der
Ukraine hat die Nato zwar vordergrün-

dig revitalisiert, stellt sie aber bei
schwindenden Ressourcen vor noch
schwierigere Aufgaben. Einerseits muss
sie ihr Bündnisgebiet glaubwürdig ver-
teidigen und einen externen Angriff ab-
schrecken. Andererseits dürfte künfti-
ges globales Krisenmanagement der
Nato dadurch erschwert werden, dass
es in einer multipolarer gewordenen
Welt zunehmend schwieriger geworden
ist, die Vetomächte China und Russland
im UNO-Sicherheitsrat zu grünem Licht
für westliche Militärinterventionen zu
überzeugen.

VON CHRISTIAN NÜNLIST

Das Bündnis wird klare
Signale an Putin senden:
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gegen ein Nato-Mitglied
würde den Bündnisfall
auslösen.
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Die USA hoffen, die
Ukraine-Krise werde zum
Weckruf für verstärkte
Rüstungsanstrengungen
der Europäer.

Weniger Geld für das Mili-
tär: Seit 2011 sinken die Aus-

gaben des Westens, während

die Aufwendungen Russlands

zunehmen.

Die Schlüsselstelle des

Nordatlantik-Vertrags ist Arti-

kel 5, der den Bündnisfall de-

finiert. Dieser erlaubt den Mit-

gliedsstaaten, einen bewaff-

neten Angriff auf einen von ih-

nen als Angriff auf sie alle zu

sehen.

Zum ersten Mal wurde das

Vorliegen des Bündnisfalls

2001 als Reaktion auf die Ter-

roranschläge am 11. Septem-

ber 2001 auf das World Trade

Center und das Pentagon be-

schlossen.
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